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Berlin, 6. August 2025 
 

Statement des IKK e.V. zum Referentenentwurf des KHAG:  

 

Licht und Schatten 

 

Mit dem nun vorgelegten Referentenentwurf zum Krankenhausreformanpassungsgesetz 

(KHAG) ist endlich mehr Klarheit über die geplanten Änderungen gewonnen. Positiv ist 

insbesondere die Zusage des Bundes hervorzuheben, die Kosten für die Modernisierung der 

Kliniken nunmehr folgerichtig als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe aus Steuermitteln zu 

übernehmen. Auch die zeitliche Verschiebung bei der Einführung der 

Vorhaltekostenfinanzierung ist sachgerecht, um damit die notwendige Zeit zu schaffen, ein 

wirklich zukunftsfähiges, bedarfsgerechtes System zu entwickeln und die fehlerhafte 

Fixierung auf Fallzahlen zu beheben. 

 

Problematisch hingegen sind die bereits befürchteten weitreichenden Ausnahmeregelungen 

für die Länder bei Qualitäts- und Erreichbarkeitsvorgaben. Hier besteht die begründete 

Gefahr, dass die zentrale Zielsetzung – eine bundesweit hohe Behandlungsqualität und 

mehr Patientensicherheit – entgegen der Ankündigung des Bundesministeriums für 

Gesundheit nun doch verwässert wird. Individuelle Landesausnahmen und unklare 

Begrifflichkeiten wie „flächendeckende Versorgung“ drohen hier zu einem Flickenteppich in 

der Versorgung zu führen und die Ausnahmetatbestände letztlich zur Regel werden zu 

lassen.  

 

Was es stattdessen braucht, sind bundesweit einheitliche, verbindliche Standards für die 

Zuweisung von Leistungsgruppen, transparente und überprüfbare Ausnahmeregelungen, 

ausschließlich mit Zustimmung der Planungsbeteiligten und die die Zielsetzung nicht 

unterlaufen sowie eine konsequente Verknüpfung von Finanzierung und 
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Qualitätsanforderungen. Nur so kann die Reform am Ende des Tages zu besseren 

Strukturen, mehr Transparenz und höherer Versorgungssicherheit für die Patientinnen und 

Patienten führen. 

 

Die Innungskrankenkassen fordern die Politik daher auf, sich der geplanten Ausweitung der 

Ausnahmetatbestände noch einmal gewissenhaft anzunehmen, um damit einhergehende 

Gefahren einer Qualitätseinschränkung für die Patientinnen und Patienten verlässlich 

auszuschließen. Denn Qualität und Patientensicherheit müssen beim KHAG oberste Priorität 

bleiben! 

 
 
Über den IKK e.V.: 
Der IKK e.V. ist die Gemeinsame Vertretung der Innungskrankenkassen auf Bundesebene. Der 
Verein wurde 2008 gegründet mit dem Ziel, die Interessen seiner Mitglieder und deren 
Versicherten gegenüber allen wesentlichen Beteiligten des Gesundheitswesens zu vertreten. Die 
Innungskrankenkassen stehen für 5,1 Mio. Versicherte. 
 


